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beträgt und sich aufgrund des geringen Anteils der neu gelegten Amalgamfüllungen und des Er­

folgs der Prävention sukzessive weiter verringern dürfte. 

Frage Nr. 16: 
Inwieweit existieren nach Einschätzung der Bundesregierung Alternativmaterialien zum 
Amalgam, die dessen Einsatz überflüssig machen würden? 

Antwort: 

Alternative Füllungsmaterialien sind Komposite, Kompomere und Glasionomerzemente. Kom­

posite und Kompomere sind bei der Verarbeitung technikintensiver und aufwändiger und stellen 

insbesondere bei der Trockenlegung des Arbeitsgebietes im Vergleich zum Amalgam höhere An­

forderungen. 

Frage Nr.17: 
Welche gesetzlichen Krankenkassen übernehmen nach Kenntnis der Bundesregierung vollstän­
dig die Kosten von Füllungen mit Amalgam-Alternativen? 

Antwort: 

Im sichtbaren Frontzahnbereich übernehmen Krankenkassen die Kosten für zahnfarbene Kom­

positfüllungen. Im Seitenzahnbereich werden die Kosten für Amalgamfüllungen übernommen. 

Für Patientinnen und Patienten, die aus medizinischen Gründen kein Amalgam erhalten können 

(absolute Kontraindikation), werden bei Seitenzähnen Kompositfüllungen gezahlt. Ein solcher 

Fall liegt vor, wenn eine nachgewiesene Allergie auf Amalgam oder dessen Bestandteile oder eine 

schwere Niereninsuffizienz vorliegt 

Seit dem 1. Juli 2018 dürfen infolge der Verordnung (EU) 2017 /852 Amalgamfüllungen nicht 

mehr für die zahnärztliche Behandlung von Milchzähnen.von Kii:idern unter 15 Jahren und von 

Schwangeren oder Stillenden verwendet werden, es sei denn, es liegt im konkreten Einzelfall 

eine medizinische Indikation dazu vor. Diesen Patientinnen und Patienten stehen somit auch 

Kompositfüllungen im Seitenzahnbereich als kostenfreie Leistung der gesetzlichen Krankenver­

sicherung zu. Eine darüber hinausgehende Übernahme von Kosten für Kompositfüllungen durch 

Krankenkassen ist nicht bekannt 

Frage Nr. 18: 
Inwieweit ist nach Kenntnis der Bundesregierung sichergestellt, dass die Krankenkassen für Kin­
der unter 15 Jahren, Schwangere und Stillende ab dem 1. Juli 2018 die Kosten für die Versorgung 
mit Amalgam-Alternativen übernehmen? 
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Antwort: 

Der Bewertungsausschuss für die zahnärztlichen Leistungen-:- das paritätisch mit Vertretern der 

KZBV und des GKV-Spitzenverbandes (GKV-SV) besetzte Gremium, das den BEMA erstellt und 

anpasst - hat mit Wirkung zum 1. Juli 2018 die Möglichkeiten zur Versorgung der angesproche­

nen Versichertengruppen innerhalb der gesetzlichen Versicherung zusätzlich um die nach den 

Ziffern 13 e, f und g des BEMA abrechenbaren Kompositfüllungen im Seitenzahnbereich erwei­

tert, die bisfa,ng für Patientinnen und Patienten mit absoluter Amalgamkontraindikation abre­

chenbar waren. Diese Leistungen sind zudem um den Anwendungsfall einer mehr als dreiflächi­

gen Füllung erweitert worden. 

Frage Nr. 19: 
Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die zusätzlichen Kosten für die Krankenkas­
sen oder die Versicherten, wenn ausschließlich alternative Zahnfüllmaterialien zu Amalgam An­
wendung finden? 

Antwort: 

Der GKV-SV schätzt die zusätzlichen Kosten für die ausschließliche Anwendung von Komposit­

Füllungen auf rund 1 Mrd. Euro. 

Frage Nr. 20: 
Inwieweit stellt die Bundesregierung sicher, dass ab dem 1.7.2018 entsprechend den EU­
Vorschriften kein Amalgam mehr bei Kindern unter 15 Jahren, Schwangeren und Stillenden ein­
gesetzt wird? 

Antwort:· 

Die in Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017 /852 geregelten Vorgaben sind als unmittel­

bar geltendes Recht zu beachten. Hiernach besteht zwar kein absolutes, aber ein relatives 

Amalgamverbot. Das Material darf bei den angesprochenen Patientengruppen nicht verwendet 

werden; es sei denn, der behandelnde Zahnarzt kommt im Rahmen der Befunderhebung zu dem 

Ergebnis, dass eine Versorgung mit Amalgam aus zahnmedizinischen Gründen zwingend erfor­

derlich ist. Zahnärztinnen und Zahnärzte sowie Krankenkassen sind über die geltenden Vorga­

ben informiert. 

Frage Nr. 21: 
Welche Ersatzmaterialien für Füllungen werden nach Kenntnis der Bundesregierung künftig bei 
Kindern unter 15 Jahren, Schwangeren und Stillenden genannten Gruppen eingesetzt werden? 








